
lieh mit der Auflösung der Ehe der gesamte Komplex 
ihrer Wirkungen, auch auf dem Gebiet des Unturhalts- 
rechts, zu bestehen aufhört. Der nach § 13 EheVO zu­
erkannte Unterhaltsanspruch dient dem Zweck, daß der 
geschiedene Ehegatte möglichst schnell in eine seinen 
bisherigen Lebensverhältnissen entsprechende wirt­
schaftliche Selbständigkeit hineinwächst. Der unterhalts­
berechtigte Ehegatte hat also die Pflicht, sich innerhalb 
des ihm im Urteil oder im gerichtlich bestätigten Ver­
gleich zugemessenen Zeitraumes ernstlich um einen 
eigenen zu seinem Unterhalt ausreichenden Erwerb zu 
bemühen. Nur wenn ihm dies trotz Bemühens nicht 
gelingt oder sein schlechter Gesundheitszustand dies 
nicht zuläßt, kann ausnahmsweise — wie das Gesetz 
ausdrücklich betont — die Fortzahlung des Unterhalts 
in Betracht kommen, wobei es aber auf die Berücksich­
tigung aller Umstände des Falles und darauf ankommt, 
ob danach dem anderen Teil die weitere Unterhalts­
zahlung zuzumuten ist. Gegebenenfalls werden auch 
hier wie bei § 13 EheVO die Dauer der Ehe, die Ur­
sachen, die zur Scheidung der Ehe und zur Unterhalts­
bedürftigkeit geführt haben, oder auch Opfer, die der 
Unterhaltsberechtigte in der Ehe gebracht hat, berück­
sichtigt werden müssen.
Wenn grundsätzlich nach der Vorschrift .des § 13 EheVO 
der Ehegatte unterhaltsmäßig annähernd so zu stellen 
ist, wie er bei bestehender Ehe gestanden hatte, um 
ihm Gelegenheit zu geben, sich in angemessener Zeit 
auf die veränderten Umstände einzustellen, so muß 
nach Ablauf dieser Übergangszeit diese Rücksichtnahme 
fortfallen. Die weitere Unterhaltszahlung nach § 14 
Abs. 1 EheVO ist dem Grunde und der Höhe nach nur 
noch im Rahmen des Zumutbaren zu gewähren. Dabei 
steht zwar der geschiedene Ehegatte, wenn und soweit 
er unterhaltsberechtigt ist, weder dem Ehegatten der 
neuen Ehe noch den daraus hervorgegangenen Kindern 
im Rechte nach, dennoch aber können insbesondere bei 
der Bemessung der Höhe des Beitrags die durch die 
Wiederverheiratung des anderen Teils bedingten Ver­
änderungen seiner wirtschaftlichen Lage nicht außer 
Betracht bleiben, denn auch sie fallen unter „alle“ nach 
§ 14 Abs. 1 EheVO zu berücksichtigenden Umstände 
(OG, Urteile vom 10. März 1960 - 1 ZzF 54/59 -, NJ 
1960 S. 657, und vom 31. März 1960 - 1 ZzF 12/60).
Für die Beurteilung eines Fortzahlungsanspruchs kann 
auch das Verhalten des den Anspruch geltend machen­
den geschiedenen Ehegatten während der Zeit der Ge­
währung des Überbrückungsgeldes nach § 13 EheVO 
nicht unberücksichtigt bleiben. Gibt dieser z. B. un­
mittelbar vor Ablauf der Zahlungsfrist eine von ihm 
bis dahin ausgeübte Berufstätigkeit auf, angeblich aus 
Gesundheitsgründen, jedoch ohne die ihm gebührenden 
Leistungen der Sozialversicherung und des Betriebes in 
Anspruch zu nehmen, so rechtfertigt dieses Verhalten 
den Verdacht, daß er seine Unterhaltsbedürftigkeit 
selbst herbeiführt, um sich die Fortzahlung des Unter­
haltsbeitrags zu sichern. In einem solchen Fall hat sich 
das Gericht sachlich damit auseinanderzusetzen, ob der 
Frau eine ihrem Gesundheitszustand entsprechende und 
angemessen entlohnte Arbeit ohne besondere Schwie­
rigkeit nachgewiesen werden kann (OG, Urteil vom
4. August 1960 - 1 ZzF 36/60 NJ 1960 S. 805).
Es erscheint weiter angebracht, noch näher auf die Be­
stimmung des § 14 Abs. 2 EheVO einzugehen, weil in der 
Praxis hierzu keine einheitliche Auffassung besteht 
(vgl. auch NJ 1958 S. 701 f.).
Das Oberste Gericht hat in seiner Plenarentscheidung 
vom 2. Dezember 1959 — 1 Zst PI. Z 4/59 — ausgespro­
chen, daß die mit § 16 Abs. 2 EheVO vorgeschriebene 
gerichtliche Bestätigung eines Unterhaltsvergleichs eine 
sachliche Entscheidung des Gerichts darstellt, die die 
gleichen Wirkungen wie ein gern. § 13 EheVO ergange­
nes Urteil hat. Der nur die Übergangszeit regelnde 
gerichtlich abgeschlossene Vergleich hat sich innerhalb 
der Grenzen der im § 13 EheVO festgelegten Grund­
sätze und auf der Grundlage der sachlichen Prüfung

aller Verhältnisse der Parteien zu bewegen. Es gilt 
nach der getroffenen Entscheidung hierfür auch die 
im § 13 EheVO vorgesehene Begrenzung der Unter­
haltszahlung auf eine Übergangszeit von höchstens 
zwei Jahren als bindend. Bei der Prüfung eines gericht­
lichen Vergleichs unterliegt das Gericht im übrigen aber 
keinen Beschränkungen, sondern hat erforderlichenfalls 
die in § 11 EheVerfO gegebenen Möglichkeiten der all­
seitigen Sachaufklärung voll auszunutzen. Nur ein Ver­
gleich, dessen Inhalt eine solche Prüfung bestanden 
hat, entspricht den Grundsätzen der EheVO und kann 
eine gerichtliche Bestätigung finden, die mit der er­
forderlichen ausreichenden Begründung auch die gesetz­
liche Sicherheit bietet, auf die das später mit einer 
Klage nach § 14 Abs. 1 EheVO auf Fortzahlung des 
Unterhalts befaßte Gericht als auf eine tatsächliche 
Grundlage für seine nunmehr zu treffende Entschei­
dung zurückgreifen kann.
Hier liegt auch der wesentliche Unterschied in der 
Behandlung der nach § 14 Abs. 2 EheVO zugelassenen 
Vereinbarungen, bei denen es sich nur um außerhalb 
des Gerichts zwischen den Parteien getroffene Unter­
haltsabreden handeln kann. Da das Gericht diese kei­
nerlei Prüfung, insbesondere in Richtung der Einhal­
tung der Grundsätze des Unterhaltsrechts nach § 13 
EheVO unterzieht, ist auch für einen Fortzahlungs­
anspruch nach § 14 Abs. 1 EheVO keine Grundlage vor­
handen, wie ja auch der klare Wortlaut der Bestim­
mung des § 14 Abs. 2 EheVO diese Weiterklage nach 
Ablauf von vier Jahren ausdrücklich ausschließt. Be­
reits die festgelegte Wirksamkeitsdauer und die darin 
erkennbar enthaltene Durchbrechung des im § 13 
EheVO enthaltenen Grundsatzes der Höchstdauer von 
zwei Jahren kennzeichnet den Ausnahmecharakter die­
ser Bestimmung. Ein Anspruch daraus kann sich daher . 
auch nur innerhalb dieser Grenzen bewegen und nicht 
die Rechtsfolgen erzeugen wie eine vom Gericht in 
Gestalt der Bestätigung eines gerichtlich abgeschlosse­
nen Vergleichs getroffene sachliche Entscheidung, wie 
umgekehrt auch auf den letzteren wegen des fehlenden 
inneren Zusammenhangs die gesetzlichen Besonder­
heiten des § 14 Abs. 2 nicht übertragen werden können.
Wollte man dies zulassen, würde dadurch ein untrag­
bares Ergebnis gezeitigt. Es träte nämlich dann die 
Situation ein, daß bei einem durch Urteil entschiedenen 
Unterhaltsanspruch die gesetzlich vorgeschriebene 
Höchstdauer von zwei Jahren eingehalten werden 
müßte, bei der Bestätigung eines Vergleichs, die in 
ihrer Wirkung die gleiche Sachentscheidung darstellt, 
dagegen diese obligatorische Vorschrift durchbrochen 
werden könnte. Eine Benachteiligung des unterhalts­
berechtigten Ehegatten tritt bei der vom Obersten Ge­
richt vertretenen Auffassung nicht ein, denn in Fällen, 
in denen von vornherein abzusehen ist, daß Unterhalt 
auf Lebenszeit zuzubilligen sein wird, kann dieser nach 
§ 14 Abs. 1 EheVO gerichtlich geltend gemacht werden. 
Die damit allerdings erforderlich werdende erneute 
Einschaltung des Gerichts und seiner Überprüfungs­
pflicht verletzt aber nicht die Belange des berechtigt 
Klagenden, sondern ist ein Erfordernis, das den Inter­
essen beider Parteien Rechnung trägt. Letzten Endes 
würde die entgegengesetzte Auffassung lediglich dem 
Zweck dienen, begangene Fehler des Gerichts nachträg­
lich auszugleichen, nämlich Fehler, die darin liegen, daß 
das Gericht seiner Aufklärungspflicht nicht genügt, d. h. 
die Parteien nicht auf die Fragen hingewiesen hat, die 
beim Abschluß eines außergerichtlichen Vergleichs auf- 
treten und eben darin liegen, daß eine Partei spätestens - 
nach Ablauf von vier Jahren alle Rechte auf Zahlung 
von Unterhalt verliert. Es sei daher an dieser Stelle an 
die Pflicht des Gerichts zur entsprechenden Aufklärung 
der Parteien nachdrücklich erinnert.

3. Zu § 18 EheVO
Diese gesetzliche Bestimmung, die eine Sondervorschrift 
für altrechtliche, d. h. vor Inkrafttreten der EheVO be-
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